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YI/622 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dokumentation der Bundesregierung über die Bemühungen zur Freilassung 
des entführten deutschen Botschafters Karl Graf von Spreti 


, 31. März 1970 


Der deutsche Botschafter Karl Graf von Spreti wird in Guatemala 
auf der Fahrt zu seiner Residenz von mehreren mit Maschinenpisto- 
len bewaffneten Männern, die mit zwei Wagen den Weg des Bot- 
schafters blockieren, entführt. 

Der Geschäftsträger, Botschaftsrat Mikesch, wird vom Chauffeur des 
Botschafters telefonisch über den Vorfall unterrichtet. 

Der Geschäftsträger setzt sich mit der Nationalpolizei und der Geheim- 
polizei in Verbindung und bittet um sofortige Aufnahme der Nach- 
forschungen. Umgehend verständigt er telefonisch den Außenminister 
und den Innenminister. Er fordert sie auf, alles in ihrer Macht Ste- 
hende zu tun, um die Auffindung und Befreiung des Botschafters zu 
erreichen. 

Das Auswärtige Amt erhält die Nachricht von der Entführung Spretis. 


Weisung Nr. 27 Staatssekretär Duckwitz weist die Botschaft Guatemala fernschrift- 
lich an, sofort bei der Regierung vorstellig zu werden, sie möge alles 
tun, um die Freilassung des Botschafters zu erwirken, sofern Nach- 
richt zutreffen sollte. 

Bericht Nr. 28 Die Botschaft berichtet, daß der Botschafter entführt worden sei, 

„wahrscheinlich, um Freigabe verhafteter Guerilleros von Regie- 
rung zu erpressen". Sie unterrichtet die Zentrale über die inzwischen 
getroffenen Maßnahmen und daß die Polizei auf die Anzeige hin 
sofort mit Nachforschungen begonnen habe. 

Die Botschaft bekräftigt in einer Note an das guatemaltekische 
Außenministerium ihre Forderung, daß „alles in den Kräften der 
Regierung Stehende getan werde, um den Botschafter zu befreien." 

Die in Guatemala akkreditierten Botschafter verlangen in einer 
spontanen gemeinsamen Vorsprache von dem Außenminister sofor- 
tige Maßnahmen der Regierung, um die Befreiung Graf Spretis zu 
erreichen. 


, 1. April 1970 

Weisung Nr. 28 Das Auswärtige Amt weist die Botschaft an, über jede weitere Ein- 
zelheit im Fall Spreti fortlaufend zu berichten. 

Die Botschaft erhält auf handgeschriebener Visitenkarte Graf Spretis 
erstes Lebenszeichen des Entführten, in dem er wissen läßt, daß er 
sich in den Händen der FAR *) befinde, es ihm wohl gehe und er auf 
baldige Rückkehr hoffe. (Um welche der verschiedenen, isoliert von- 
einander operierenden Zellen der FAR es sich handelt, ist bisher 
nicht bekanntgeworden.) 


OZ m Ortszeit Guatemala 
MEZ = Mitteleuropäische Zeit 
*) Fuerzas Armadas Rebeldes 
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08.50 OZ Bericht Nr. 29 

15.50 MEZ 


10.00 OZ 


10.15 OZ Bericht Nr. 30 

12.00 OZ 

19.00 MEZ 


12.27 OZ Bericht Nr. 31 

19.27 MEZ 


22.11 MEZ Weisung Nr. 29 


ca. 17.00 OZ 


17.30 OZ Bericht Nr. 32 

19.00 OZ 

2.00 MEZ (2. April) 


Die Botschaft berichtet hierüber und teilt mit, daß Entführer sich 
bisher weder mit ihr noch der Regierung in Verbindung gesetzt 
haben. In früheren Fällen — Entführung des guatemaltekischen 
Außenministers und des 2. Botschaftssekretärs der USA, Holly — 
seien Kontakte innerhalb von 2 bzw. 6 Stunden erfolgt. 

Der Apostolische Nuntius in Guatemala teilt der Botschaft mit, er 
habe von den Entführern einen Brief erhalten. Auch der Staatspräsi- 
dent und Außenminister hätten ähnliche Schreiben bekommen. Er 
vergleiche sie und werde dann der Botschaft die Bedingungen der 
Entführer mitteilen. 

Botschaft berichtet entsprechend. 

Der Nuntius teilt der Botschaft die inzwischen den Briefen entnom- 
menen Bedingungen der Entführer mit. Sie lauten: 

1. Freilassung von 16 namentlich aufgeführten verhafteten Guerille- 
ros und Übergabe an die mexikanische Botschaft unter Zusiche- 
rung freien Geleits; 

2. Einstellung der „Repression“ der FAR und des guatemaltekischen 
Volkes; 

3. die genannten Bedingungn seien innerhalb „kurzer Frist“ zu erfül- 
len. Im negativen Falle werde Botschafter von Spreti „exekutiert“. 

Die Botschaft berichtet entsprechend und fügt hinzu, daß die Ent- 
führer als Grund für die Entführung Spretis angeben, er sei „auf 
intellektueller und exekutiver Ebene ein Element, das die imperia- 
listische Politik verwirkliche, die viele Völker in Elend und Rück- 
ständigkeit halte und Aggressionskriege führe“. Die Botschaft teilt 
weiter mit, daß der Außenminister mit dem Präsidenten der Repu- 
blik Angelegenheit erörtern werde. Diese werde dadurch kompli- 
ziert, daß 15 der 16 Guerilleros, deren Freilassung gefordert werde, 
vermutlich bereits rechtskräftig verurteilt seien. Es könnten daher 
gegen ihre Freilassung auch verfassungsmäßige Einwände erhoben 
werden, die es in den Fällen der Entführung des Außenministers und 
des US-Botschaftssekretärs nicht gegeben habe, da in diesen Fällen 
die Personen, deren Freilassung verlangt wurde, sich noch in Unter- 
suchungshaft befanden. 

Das Auswärtige Amt weist die Botschaft an, erneut bei der Regierung 
vorstellig zu werden und eindringlich darzulegen, daß die Bundes- 
regierung darauf bestehe, daß alles denkbar Mögliche getan werde, 
um die baldige Freilassung von Botschafter Spreti sofort zu erwirken. 

Der Geschäftsträger setzt sich mit dem Staatssekretär für Film und 
Fernsehen in Verbindung, um von ihm die Genehmigung für Zeitun- 
gen, Rundfunk und Fernsehen zu erreichen, eine Anzeige der Bot- 
schaft zu veröffentlichen, in der die Entführer aufgefordert werden, 
den Botschafter mit den von ihm benötigten herzstärkenden Medi- 
kamenten zu versorgen. Der Staatssekretär teilt nach wenigen Minu- 
ten mit, daß der Präsident der Republik die entsprechende Genehmi- 
gung erteilt habe und ihn hierbei beauftragt habe, der Botschaft 
sein aufrichtiges Bedauern über die Entführung auszudrücken und 
ihr zuzusichern, daß die Regierung alles in ihrer Macht Stehende 
tun werde, um eine Freilassung Spretis zu erreichen. Auch der Außen- 
minister hatte sich bereits in ähnlicher Weise geäußert. 

Botschaft berichtet entsprechend. 

Gemäß Weisung Nr. 29 begibt sich der Geschäftsträger zum Außen- 
minister und besteht darauf, daß die Regierung sofort auf die For- 
derungen der Entführer eingehe. Der Außenminister hält dem die 
Schwierigkeit entgegen, daß es sich um rechtskräftig verurteilte 
Personen handele, deren Freilassung in jedem einzelnen Fall durch 
das Appellationsgericht verfügt werden müsse. Da die Entführer 
keine genaue Frist für die Freilassung gesetzt hätten und die Liste 
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der freizulassenden Guerilleros „offen", d. h. ergänzungsfähig sei, 
hoffe der Außenminister, durch evtl. Verhandlungen die Freilassung 
des Botschafters im Austausch mit solchen Guerilleros zu erreichen, 
die noch in Untersuchungshaft seien. Der Außenminister rechne 
nicht mit einem kurzen Verlauf der Angelegenheit. Geschäftsträger 
Mikesch hält dem Außenminister entgegen, daß die Richter des 
Appellationsgerichts auf jeden Fall den Bedingungen der Entführer 
entsprechen müßten. Das Risiko für Graf Spreti sei zu hoch, um sich 
in langwierige Verhandlungen mit unsicherem Ausgang mit den 
Guerilleros einzulassen. 

Der Minister erklärt, der Fall Spreti werde in einer Kabinettsitzung 
am nächsten Morgen (2. April 1970) um 9.00 Uhr OZ beraten. 


Donnerstag, 2. April 1970 


00.42 OZ Bericht Nr. 33 Der Bericht der Botschaft über das Gespräch mit dem Außenminister 

07,42 MEZ geht beim Auswärtigen Amt ein. 


11.00 MEZ 


StS Duckwitz bittet den hiesigen Botschafter Guatemalas zu sich. 


15.30 MEZ Das Auswärtige Amt ordnet an, daß der Leiter der Personalabteilung, 

MD Floppe, der selber in Südamerika auf Posten war, spanisch spricht 
und sich zur fraglichen Zeit dienstlich in Südamerika aufhält, sofort 
von Montevideo nach Guatemala fliegt. MD Hoppe ist Südamerika- 
kenner und spricht fließend Spanisch. 

09.00 OZ Beginn der Kabinettsitzung in Guatemala über den Fall Spreti. 

16.00 MEZ 


17.00 MEZ Vermerk StS 258 StS Duckwitz drückt dem Botschafter Guatemalas mit Nachdruck die 

Besorgnis der Bundesregierung über das Schicksal des Botschafters 
aus. Er fragt, warum die Freilassung des Botschafters noch nicht 
erreicht worden sei. Die Zeit dränge. Der StS weist eindringlich auf 
die internationalen Verpflichtungen der guatemaltekischen Regierung 
hin, insbesondere auf Artikel 29 der Wiener Konvention. 

Der Botschafter erwidert, er habe soeben mit seinem Außenminister 
telefoniert. Dieser habe ihm gesagt, daß eine Sitzung des Parlaments 
einberufen werde, um schnellstmöglich ein Ausnahmegesetz zur 
Freilassung der Verurteilten zu beschließen. Die Partisanen seien 
durch den Kardinal in Guatemala hierüber unterrichtet. Eine Kurz- 
schlußhandlung ihrerseits stehe somit außer Betracht. Das Parlament 
werde um 20.00 OZ zusammentreten. An der Annahme des Gesetzes 
sei nicht zu zweifeln. Der Botschafter sagte ferner, er rechne damit, 
daß die erforderlichen Verhandlungen mit den Partisanen und die 
Uberstellung der Freizulassenden bereits im Laufe des 3. April vor 
sich gehen könnten. Die guatemaltekische Regierung halte es für 
ausgeschlossen, daß Graf Spreti etwas passiere. Bisher sei noch jeder 
Entführte von den Partisanen nach Erfüllung der Bedingungen frei- 
gelassen worden. 

Bitte der Botschaft an die Zentrale, Gräfin Spreti, die sich auf einem 
Schiff nach Europa befindet, über die letzte Entwicklung der Angele- 
genheit zu unterrichten. Das Auswärtige Amt beauftragt die Deutsche 
Botschaft Lissabon, entsprechend zu verfahren. 

Geschäftsträger Mikesch schlägt für den Fall, daß die Kabinettsitzung 
nicht mit dem erwarteten positiven Ergebnis endet, folgendes vor: 

1. Guatemaltekischer Botschafter Gandara in Bonn soll darauf hinge- 
wiesen werden, daß Bundesregierung sofortige Erfüllung der 
Bedingungen der Entführer als einzige Möglichkeit ansieht, um 
Freiheit des Botschafters zu erlangen, ohne ihn zu gefährden. 

2. Er bittet um Ermächtigung für ihn, selbst in demselben Sinne bei 
guatemaltekischer Regierung vorstellig zu werden. 

3. US-Regierung zu bitten, ihren Einfluß in Guatemala im gleichen 
Sinne geltend zu machen. 

4. Ebenso sollte der Vatikan eingeschaltet werden. 


11.20 OZ Bericht Nr. 34 

18.20 MEZ 


11.34 OZ Bericht Nr. 35 

18.34 MEZ 
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12.40 OZ Der Nuntius in Guatemala teilt dem Geschäftsträger mit, daß er, der 

Außenminister, und der Staatspräsident identische Schreiben erhalten 
hätten, in denen Vergeltungsmaßnahmen von den Entführern für 
den Fall angedroht werden, daß die polizeilichen Suchaktionen der 
Regierung nicht eingestellt werden. 

Die Botschaft teilt mit, daß Kabinettsitzung über Mittag unterbro- 
chen wird und um 15.00 Uhr OZ wieder aufgenommen werden soll. 
Der Außenminister bittet den Geschäftsträger, ihn um 17.00 Uhr OZ 
aufzusuchen. 

Der Außenminister teilt dem Nuntius und dem deutschen Geschäfts- 
träger in einstündiger Unterredung mit, daß sich die Regierung außer- 
stande sehe, den Forderungen der Entführer zu entsprechen. Dies habe 
juristische wie auch politische Gründe. Außer in einem fraglichen 
Fall handele es sich bei allen Verhafteten um bereits Verurteilte, 
die nur nach einem langwierigen, etwa drei Monate dauernden Ver- 
fahren und nur bei Vorliegen erwiesener Unschuld vom Obersten 
Gerichtshof freigesprochen werden könnten. Eine Amnestie könne 
nur der Kongreß verkünden, womit keinesfalls zu rechnen sei. 
Andererseits könne die Regierung um ihres Überlebens willen nicht 
den übertriebenen Forderungen der Entführer nachgeben. Die Regie- 
rung werde etwa um 19,00 Uhr OZ die Ablehnung der Forderungen 
bekanntgeben und um 20.30 Uhr OZ den Belagerungszustand ver- 
hängen, der der Exekutive die Möglichkeit gebe, wirksamere Maß- 
nahmen zur Auffindung des Botschafters zu treffen. 

Nuntius und Geschäftsträger protestieren. 

Die oberste Pflicht der Regierung sei es, das Leben ausländischer 
Diplomaten zu schützen. Der Geschäftsführer erklärt ferner, daß ein 
Nachgeben die Existenz der Regierung nicht mehr bedrohen würde 
als eine Ermordung des deutschen Botschafters und möglicherweise 
weiterer Diplomaten, die als Repressalie von den Guerilleros ent- 
führt werden könnten. Der Geschäftsträger betont, daß sich die Bun- 
desregierung mit der Haltung der guatemaltekischen Regierung auf 
keinen Fall abfinden werde. 

Der Außenminister teilt daraufhin dem Geschäftsträger mit der Bitte 
um Wahrung der Vertraulichkeit mit: Er habe gleichzeitig die Ent- 
führer unter der Hand wissen lassen, sie seien zu weit gegangen. 
Bei vernünftiger Reduzierung ihrer Forderungen könnten sie auf 
Entgegenkommen rechnen. Uber den Erzbischof von Guatemala solle 
noch ein weiterer Kontakt zu den Entführern gesucht werden. Nach 
den dem Minister zugegangenen Informationen habe übrigens die 
Polizei gewisse Anhaltspunkte, in welcher Zone der Hauptstadt der 
Botschafter gefangen gehalten werde, so daß die Hoffnung bestehe, 
ihn in Kürze zu befreien. 

Der Geschäftsträger wiederholt seine ernsten Vorhaltungen gegen 
die Entscheidung der Regierung. Er verlangt, daß die Ablehnung der 
Forderungen der Entführer nicht in einer Form erfolge, die eine 
Kompromißlösung ausschließe und die Verbindung zu den Entführern 
erschwere oder gar zerreiße. 

22.40 OZ Bericht Nr. 39 Der Geschäftsträger berichtet entsprechend und fügt hinzu, daß die 

05.40 MEZ (3. April) harte Entscheidung seiner Ansicht nach auf den Einfluß des Militärs 

zurückzuführen sei. Die Hoffnung des Außenministers auf einen 
Erfolg der Polizeiaktion könne er nicht teilen. Er regt an, mit allen 
Regierungen, die in Guatemala vertreten sind, ein gemeinsames 
Vorgehen zu vereinbaren, eventuell sogar die Schließung der diplo- 
matischen Vertretungen anzudrohen, ferner, auf die Guatemalteken 
einzuwirken mit dem Hinweis auf mögliche nachteilige Folgen auf 
dem Gebiet des Handels und der Entwicklungshilfe. 

22.50 OZ Der Nuntius teilt dem Geschäftsträger mit, die Entführer verlangten 

nunmehr die Freilassung von 24 Häftlingen und US $ 700 000 Löse- 
geld. Später stellt sich heraus, daß die Zahl der von den Guerilleros 
geforderten freizulassenden Häftlinge 22 beträgt. 
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22.55 OZ Bericht Nr. 40 Botschaft berichtet entsprechend. 

05.55 MEZ 


Freitag, 3. April 1970 


09.58 MEZ 


10.39 MEZ Weisung an 

Genf Nr. 1393 


11.00 MEZ 


12.00 MEZ Vermerk StS 

Nr. 261 


17.00 MEZ Bericht Genf 

Nr. 315 

11.00 OZ 


Das Auswärtige Amt übermittelt einen telegrafischen Appell des 
Deutschen Roten Kreuzes an den Präsidenten des guatemaltekischen 
Roten Kreuzes mit der Bitte um Intervention zur Freilassung des deut- 
schen Botschafters. 

Das Auswärtige Amt richtet die Bitte an den Präsidenten des Inter- 
nationalen Roten Kreuzes, einen seiner hohen Vertreter in Mittel- 
amerika, Herrn N. N., in die Bemühungen um die Freilassung von 
Graf Spreti an Ort und Stelle einzuschalten. Das IKRK bietet dem 
Staatspräsidenten von Guatemala und dem Präsidenen des guatemal- 
tekischen Roten Kreuzes dem Wunsch des Auswärtigen Amtes ent- 
sprechend seine Vermittlung für die Freilassung Graf Spretis an. 
N. N. verfüge über „einen Draht zur Oganisation der Entführer“. 

Der Sprecher der Bundesregierung erklärt, daß die Bundesregierung 
die Entscheidung der guatemaltekischen Regierung, die Forderungen 
der Entführer abzulehnen, nicht hinnehmen würde. Sie. habe MD 
Hoppe nach Guatemala entsandt, um ihre Vorstellungen gegenüber 
der guatemaltekischen Regierung nachdrücklichst zur Geltung zu 
bringen. 

Staatssekretär Duckwitz erbittet den Besuch 

1. des Apostolischen Nuntius in Bonn, Bafile, dem er Dank für Ver- 
mittlung seines Kollegen in Guatemala ausspricht, gleichzeitig 
aber auch bittet, der Heilige Stuhl möge den Nuntius in Guate- 
mala anweisen, seine Bemühungen verstärkt fortzusetzen. Nach 
dem ablehnenden Beschluß der Regierung sei das Leben Graf Spre- 
tis in erhöhter Gefahr. Auch möge der Nuntius als Doyen des 
Diplomatischen Korps bei der Regierung Guatemalas vorstellig 
werden und darauf hinweisen, daß das Leben eines jeden Diplo- 
maten von nun an in Gefahr sei und dieser Zustand zu ernsthaften 
Belastungen zwischen Guatemala und allen Staaten, die dort ak- 
kreditiert sind, führen könne. Der Nuntius zeigte großes Ver- 
ständnis und verspricht die erbetene Hilfe; 

2. des guatemaltekischen Botschafters, dem er vorwirft, seine Erklä- 
rungen vom Vortage hätten sich als unrichtig erwiesen. Der Kon- 
greß habe, entgegen seinen Mitteilungen, kein Sondergesetz er- 
lassen. Er bäte um Aufklärung. 

Der Botschafter antwortet, die gestrigen Ausführungen aufgrund 
eines Telefongesprächs mit seinem Außenminister gemacht zu haben. 
Die Situation müsse sich in Guatemala grundlegend geändert haben, 
wenn seine Regierung nunmehr keine Verabschiedung eines Gesetzes 
durch den Kongreß als möglich ansehe. Die neuen Forderungen seien 
dem Botschafter unbekannt. Er wird auf Widersprüche hinsichtlich 
der Zahl der noch in guatemaltekischen Gewahrsam befindlichen poli- 
tischen Verhafteten hingewiesen. Der Staatssekretär erklärt ihm ein- 
deutig, daß die Bundesregierung sich mit der Entscheidung der guate- 
maltekischen Regierung nicht abfinden könne. 

Die Vertretung Genf berichtet der Zentrale über Maßnahme des 
Präsidiums des IKRK. 

Der Geschäftsträger bittet einen ihm befreundeten, einflußreichen 
Oberst der Luftwaffe, bei dessen Freund, dem Innenminister Guate- 
malas, darauf hinzuwirken, daß die Regierung auf Kompromißlösung 
eingehe (Substitution der freizulassenden Guerilleros und ähnliches, 
wie z. B. Zahlung Lösegeld). Der Oberst verspricht, sein Möglichstes 
zu tun. 
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11.30 OZ 

12.24 OZ 

19.24 

15.00 OZ 


18.32 MEZ 

18.56 MEZ 


18.50 OZ 

20.00 OZ 

20.30 OZ 


3. April 1970) 


Bericht Nr. 42 


Weisung 1387 
an Washington 


Weisung Nr. 33 


Der Geschäftsträger stellt in Unterredung mit Nuntius und Außen- 
minister fest, daß die Entführer neben den erhöhten Forderungen 
(22 Personen und $ 700 000 auch eine Frist von 48 Stunden gesetzt 
haben, die am 4. April 1970 um 15.00 Uhr OZ ablaufen würde. Außen- 
minister und Nuntius bestätigen dem Geschäftsträger auf seine Frage, 
daß man mit den Entführern Kontakt habe und Hoffnung bestehe, 
zur Lösung zu kommen, zumal jetzt Interesse an Geld vorhanden sei. 

Die Botschaft berichtet hierüber und stellt gleichzeitig Anfrage an 
das Auswärtige Amt, ob eventuell auch erhöhter Betrag der guate- 
maltekischen Regierung zur Verfügung gestellt werden könnte. Sie 
regt ferner eine persönliche Botschaft des Bundespräsidenten oder des 
Bundeskanzlers an Staatspräsidenten Mendez an. 

Der Geschäftsträger spricht mit deutschstämmigen Guatemalteken und 
Mitgliedern der deutschen Kolonie, um Möglichkeiten der Freilassung 
des Grafen zu erörtern und um ihre entsprechende Mithilfe zu bitten. 

Der Geschäftsträger erörtert durch Vermittlung des Nuntius täglich 
mit einem im Rahmen des Diplomatischen Corps gebildeten Not- 
ausschusses alle Möglichkeiten und ersucht um Mithilfe für die Frei- 
lassung Graf Spretis. Diese Besprechungen werden nach Eintreffen 
des Sonderbeauftragten Ministerialdirektor Hoppe fortgesetzt. Dem 
Notausschuß gehören die Vertreter der USA, Mexikos, Frankreichs, 
Israels und Honduras unter Leitung des Nuntius an. 

Das Auswärtige Amt weist den deutschen Botschafter in Washington 
an, sich unverzüglich an die US-Regierung zu wenden, um die deut- 
schen Bemühungen zur Freilassung Graf Spretis durch den amerika- 
nischen Botschafter und andere US-Dienststellen zu unterstützen. 

Das Auswärtige Amt unterrichtet die deutsche Botschaft in Guatemala 
über die erneute Besprechung des Staatssekretärs mit dem guatemal- 
tekischen Botschafter. Die Entscheidung der guatemaltekischen Regie- 
rung, den Forderungen nicht nachzukommen, habe große Enttäuschung 
und Besorgnis ausgelöst. Das Auswärtige Amt weist die Botschaft 
an, erneut bei der guatemaltekischen Regierung energisch vorstellig 
zu werden und auf die völkerrechtliche Verpflichtung Guatemalas, 
die Freilassung Spretis zu erwirken, zu pochen. Die Botschaft wird 
angewiesen mitzuteilen, daß sich die Bundesregierung mit der Kabi- 
nettsentscheidung Guatemalas nicht abfinden kann. Das kollektive 
Vorgehen des Diplomatischen Corps wird begrüßt; es möge durch 
den Nuntius als Sprecher artikuliert werden. Weisung, mit Deutsch- 
Guatemalteken Kontakt aufzunehmen. Unterrichtung über Erregung 
deutscher Öffentlichkeit und Einschaltung des Roten Kreuzes. Ermäch- 
tigung der Botschaft, energische Schritte nach eigenen Vorstellungen 
bei guatemaltekischer Regierung zu unternehmen. Auf Freilassung in 
kürzester Frist sei nochmals zu dringen. 

Der Sonderbeauftragte der Bundesrepublik, Ministerialdirektor 
Hoppe, trifft in Guatemala ein. 

Der Sonderbeauftragte führt erstes Gespräch mit dem Nuntius, den 
die Entführer bisher als Mittelsmann für die Bekanntgabe ihrer For- 
derungen benutzt hatten. 

Der Sonderbeauftragte führt erstes Gespräch mit dem Außenminister. 
Er legt ihm noch einmal eingehend die völkerrechtliche Verpflichtung 
Guatemalas dar, wie sie sich insbesondere aus Artikel 29 der Wiener 
Konvention ergebe. Er weist darauf hin, daß diese Konvention von 
Guatemala nicht nur unterzeichnet, sondern auch ratifiziert worden 
sei. Diese völkerrechtliche Verpflichtung gehe nach Auffassung der 
Bundesrepublik innerstaatlichen Gesetzen vor. Er weist eindringlich 
darauf hin, daß die Uhr weiter laufe und nun etwas zu geschehen 
habe. Er betont, die deutsche Regierung fordere und insistiere, daß 
die guatemaltekische Regierung schnellstens alles in ihrer Macht 
Stehende tue, um die Befreiung Spretis zu erwirken. Sollten hinsicht- 
lich der Geldforderung Schwierigkeiten bestehen, so sei die Bundes- 
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regierung bereit, einzuspringen. Er weist auf die verheerenden Fol- 
gen für das deutsch-guatemaltekische Verhältnis hin für den Fall, daß 
Graf Spreti etwas zustoßen sollte; er deutet einen möglichen Ab- 
bruch der diplomatischen Beziehungen an und macht den Außenmini- 
ster auf den Prestigeverlust Guatemalas aufmerksam, den dieses 
durch die weltweite Kritik in Presse, Rundfunk und Fernsehen er- 
leide. Außenminister Fuentes Mohr besteht auf dem Vorrang der 
Verfassung vor völkerrechtlichen Verpflichtungen und fügt auch hin- 
zu, daß er — hinsichtlich der Geldforderung — glücklich wäre, wenn 
sich die Entführer allein mit dieser Lösung zufrieden geben würden. 

Samstag,4. April 1970 

00.08 MEZ Bericht Nr. 734 Die Botschaft teilt mit, daß die US-Regierung unsere Bemühungen zur 

aus Washington Freilassung Graf Spretis unterstütze und ihren Botschafter in Guate- 
mala entsprechend anweisen werde. 

03.35 MEZ Weisung Nr. 34 Unterrichtung der Botschaft in Guatemala über die Bereitschaft der 

USA, uns zu unterstützen. 

00.05 OZ Die Botschaft erhält Anruf eines Mannes, der sich als FAR-Mitglied 

ausgibt und mitteilt, daß in einer nahegelegenen Straße ein Paket mit 
Nachrichten von Botschafter Spreti sofort abzuholen sei. Der Anrufer 
läßt sich auf kein weiteres Gespräch ein und hängt auf. Drei Bot- 
schaftsangehörige begeben sich in 2 Pkw unter Einhaltung aller 
möglichen Sicherheitsvorkehrungen an die angegebene Stelle und 
finden nach längerem Suchen auf einem Fensterbrett eines Hauses in 
Zeitungspapier eingewickelt fünf an den Staatspräsidenten, den 
Außenminister, den Nuntius sowie den Sohn Sandro und BR Mikesch 
gerichtete Schreiben des Botschafters und ein Tonband mit einem 
Interview eines FAR-Vertreters mit dem Entführten. Der Botschafter 
teilt in den Briefen mit, daß er wohlauf sei, die Rückkehr der Gräfin 
nicht für notwendig halte und weiterhin auf Freilassung hoffe. Im 
Schreiben an BR Mikesch übermittelt der Botschafter die Empfehlung 
der FAR, härtesten Druck auf die Regierung Guatemalas wegen der 
Erfüllung der Forderungen auszuüben. Im beiliegenden Tonband 
drohen die Entführer die Exekution Spretis an, falls die gesetzte 
Frist nicht eingehalten werde. Eine Geldforderung wird nicht er- 
wähnt. 

MD Hoppe berichtet über seine ersten Gespräche mit Nuntius und 
Außenminister und fügt hinzu, daß er den Eindruck starker Span- 
nungen im Kabinett, in dem die Militärs den Ton angeben, erhalten 
habe. Die Regierung sei hart und werde ihre Haltung vermutlich auch 
nicht bei Androhung eines Abbruchs der Beziehungen ändern. 

Ein Gespräch mit dem Staatspräsidenten sei für den 4. April 1970 um 
10.00 Uhr OZ vereinbart. 

01.19 OZ Bericht Nr. 44 Die Botschaft berichtet über Auffindung und Inhalt der Briefe Bot- 

08.19 MEZ schafter Spretis. 

Die Botschaft in Guatemala wird vom Auswärtigen Amt angewiesen, 
den Staatspräsidenten abermals mit Nachdruck auf die Rechtsauf- 
fassung der Bundesregierung hinzuweisen, wonach Leben und Inte- 
grität unseres Botschafters unter allen Umständen zu schützen sei. 
Die Bundesregierung verstehe nicht, weshalb nach Verkündung des 
Ausnahmezustandes keine verfassungskonformen Möglichkeiten zur 
Freilassung Spretis ergriffen werden könnten. Die nunmehr erwei- 
terten Zuständigkeiten der Exekutive sollten zur geforderten Freilas- 
sung der Gefangenen genutzt werden. Hinweis auf kommenden Appell 
des Bundeskanzlers vor der Weltöffentlichkeit an die guatemalte- 
kische Regierung und das Volk von Guatemala. Unterrichtung über 
Zusage der US-Regierung, helfen zu wollen. 

09.00 OZ Sonderbeauftragter MD Hoppe weist den Nuntius und den besonders 

aktiven Botschafter von Costa Rica, der von seinem neugewählten 
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Präsidenten zur Intervention angewiesen war sowie den Botschafter 
von Mexiko darauf hin, daß die Befreiungsaktion nicht an Geldfor- 
derungen der Entführer scheitern solle. Der Botschafter Mexikos 
wird in besonderer Weise angesprochen, da er in den vorhergegan- 
genen Entführungsfällen eine echte Vermittlerrolle gespielt hatte und 
sein Land den Freizulassenden Asyl gewähren soll. 

10.00 OZ Sonderbeauftragter Hoppe und der Geschäftsträger erklären dem 

Staatspräsidenten nochmals eindringlich den völkerrechtlichen Stand- 
punkt der Bundesregierung, wie am Vortage auch dem Außenmini- 
ster und wie mit Weisung Nr. 1400 mitgeteilt. Sie weisen auch auf 
das persönliche Schreiben Spretis an den Staatspräsidenten hin. 
Der Staatspräsident erklärt, er habe Hoffnung auf Kontakte und 
Lösung des Falles. Es sei ihm am 3. April um 20.00 Uhr OZ ein zusätz- 
licher Zeitraum zur Erfüllung der Forderungen eingeräumt worden. 

Er glaube, in Kürze Kontakt mit den Rebellen herstellen zu können. Er 
bitte hierüber noch um Geheimhaltung. Im Anschluß an die Unter- 
redung mit dem Staatspräsidenten versichert der Außenminister er- 
neut, er hoffe den Kontakt mit den Entführern schnellstmöglich, spä- 
testens am nächsten Tage hersteilen zu können. 

19.59 MEZ Bericht Nr. 45 Unterrichtung der Zentrale über das Gespräch des Sonderbeauftragten 

12.59 OZ und des Geschäftsträgers mit dem Staatspräsidenten in Anwesenheit 

des Außenministers. 

Bundeskanzler Brandt richtet vor der Weltöffentlichkeit einen Appell 
an das Volk von Guatemala, das Leben eines unschuldigen Diplo- 
maten zu schützen und die Beziehungen der Völker untereinander 
nicht durch Maßnahmen oder Unterlassungen zu gefährden, die das 
friedliche Nebeneinander von Völkern auf die Dauer vergiften. Die 
Botschaft übergibt den Text den Massenmedien Guatemalas. Ab 
17.00 Uhr wird über zahlreiche Radiostationen der spanische Text des 
Appells ausgestrahlt. Auch die Presse druckt den Appell ab. 

Das Auswärtige Amt wendet sich über seine Botschaft in San Jose 
an den neuen Präsidenten von Costa Rica, Figueres, mit der Bitte 
um Hilfe. Figueres hatte als besonders guter Kenner der guatemal- 
tekischen Verhältnisse und als Politiker mit weitreichendem Einfluß 
in Zentralamerika zu erkennen gegeben, daß er sich einer Bitte 
um Intervention nicht verschließen werde. 

14.30 OZ Die Botschaft erhält den Anruf eines „guten Bürgers", der darauf 

hinweist, er glaube, daß die Entführer den Botschafter in einem 
bestimmten Haus gefangen hielten. Der Anrufer fordert die Verstän- 
digung der Polizei und rät von einem Alleingang der Botschaft drin- 
gend ab. Die Botschaft informiert die Polizei, die ein leeres Haus vor- 
findet, in dem nichts darauf hinweist, daß die Entführer dort gewesen 
wären. 

Sonntag, 5. April 1970 

19.10 OZ Die Deutsche Botschaft in Washington teilt mit, die US-Regierung habe 

01.10 MEZ Bericht 745 sie verständigt, daß diese keine inoffiziellen Kontakte mit den mut- 

maßlichen Entführern vermitteln könne. 

Bericht Nr. 24 Die Botschaft San Jose berichtet, daß Präsident Figueres unserem 

Appell nachkomme und sofort mit seiner Hilfsaktion begonnen habe. 

13.54 OZ Weisung Nr. 747 Der Bundeskanzler übermittelt der Deutschen Botschaft in Guatemala 

eine persönliche Botschaft an den Staatspräsidenten. 

19.51 MEZ Weisung Nr. 37 Das Auswärtige Amt übermittelt der Botschaft in Guatemala eine 

12.51 OZ persönliche Botschaft des Bundesministers des Auswärtigen an den 

guatemaltekischen Außenminister. Der Geschäftsträger erhält einen 
Anruf eines befreundeten Diplomaten, wonach bestimmte Personen, 


El Paso 


20.34 MEZ Weisung 1401 

San Jose 
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14.45 OZ 

16.30 OZ 


15.15 OZ 

15.45 MEZ 

16.03 MEZ 

18.00 OZ 

18.59 MEZ 

15.45 OZ 

22.45 MEZ 


5. April 1970) 

die nicht genannt werden wollen, ihre weitläufigen Beziehungen 
zu FAR-Leuten dazu benutzen, um Entführer zu persönlicher Kontakt- 
aufnahme mit Nuntius zu bewegen. Möglicherweise aufgrund dieser 
Bemühungen erfolgt um 

Anruf der Rebellen beim Nuntius mit der Anfrage, ob Bedingungen 
jetzt voll erfüllt würden. Der Nuntius versucht, die Entführer zu 
Verhandlungen zu bewegen. Dies scheitert an der eindeutigen Ab- 
lehnung der Rebellen, die allein auf der Freilassung der in der Liste 
aufgeführten Gefangenen bestehen und die Frist in 20 Minuten für 
abgelaufen erklären. Eine Forderung nach Lösegeld wird von ihnen 
nicht mehr erwähnt. 

Der Sonderbeauftragte, MD Hoppe, und der Geschäftsträger überrei- 
chen dem Außenminister Guatemalas, da Staatspräsident Mendez 
nicht erreichbar ist, 

1. die persönliche Botschaft des Herrn Bundeskanzlers, in der dieser 
seine äußerste Besorgnis über die Entwicklung der letzten Stunden 
ausdrückt und darüber, daß die Regierung von Guatemala nicht 
alle Möglichkeiten ausschöpfe, um die Freilassung des Botschafters 
zu erreichen. Er appelliere an den Staatspräsidenten, daß die 
Bemühungen um eine Freilassung verstärkt werden. Es sei dies 
ein Gebot der Pflichten jeder Regierung und nicht weniger ein 
Gebot der Menschlichkeit. Er mache den Staatspräsidenten darauf 
aufmerksam, daß er bis Montag nacht in El Paso (Texas) zu errei- 
chen sei und für eine baldige Antwort dankbar wäre; 

2. die persönliche Botschaft des Bundesaußenministers an den Außen- 
minister Guatemalas, in der dieser eine ernsthafte Belastung der 
deutsch/guatemaltekischen traditionellen Freundschaft voraussagt, 
wenn die Bemühungen der guatemaltekischen Regierung um die 
Freilassung unseres Botschafters ergebnislos bleiben sollten. Nach 
Lage der Dinge läge es in der Hand der guatemaltekischen Regie- 
rung, den völkerrechtlichen Grundsätzen, die durch die Entfüh- 
rung Graf von Spretis auf das Gröblichste verletzt worden seien, 
Genüge zu tun. Es sei weder der Weltöffentlichkeit noch dem 
deutschen Volk verständlich, daß die guatemaltekische Regierung 
sich nicht in der Lage sehe, durch entsprechende Angebote den 
Partisanen gegenüber die Freilassung des entführten Botschafters 
herbeizuführen. 

Der Außenminister teilt Sonderbeauftragten MD Hoppe mit, er hoffe, 
in wenigen Stunden mit den Entführern in direkten Kontakt zu kom- 
men. 

Der Nuntius erbittet von Militärzensur Genehmigung für einen Fern- 
sehaufruf an Entführer. (Er muß 3 Stunden darauf warten.) 

Weisung 1402 Auf Vorschlag der Botschaft in Guatemala übermittelt das Auswärtige 

Amt der Botschaft Washington die Bitte an die US-Regierung, einen 
hohen US-Offizier nach Guatemala zu entsenden, um auf die dortigen 
Militärs direkt einzuwirken. 

Weisung 1503 Das Auswärtige Amt weist den deutschen Beobachter bei der UNO 

an, bei Generalsekretär U Thant um Vermittlung zu bitten, wenn 
möglich unter Einschaltung des stellvertretenden Generalsekretärs 
Rolz Bennet, der guatemaltekischer Staatsangehöriger ist. 

Der Nuntius bittet über Fernsehen und Rundfunk die Entführer um 
Verhandlungsaufnahme und Fristverlängerung. 

Weisung Nr. 746 Die Bundesregierung wiederholt in einem Fernschreiben an die Bot- 
schaft Guatemala noch einmal ihre Bereitschaft, alle finanziellen 
Verpflichtungen zur Freilassung Graf Spretis zu übernehmen. 

Bericht Nr. 47 Die Botschaft berichtet über Veröffentlichung des weltweiten Appells 

des Bundeskanzlers in den Nachrichtenmedien Guatemalas und teilt 
mit, daß ein Sondervertreter des IKRK mit ihr Kontakt aufgenommen 
habe. 
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18.20 OZ Bericht Nr. 48 

01.20 MEZ (6. April) 

20.00 OZ 


20.40 OZ 


21.00 OZ 


Montag, 6. April 1970 


00.10 OZ Bericht Nr. 49 

07.10 MEZ 


Die Botschaft teilt die Übergabe der Telegramme und die Äußerungen 
des Außenministers mit. 

Der Außenminister bestätigt in Telefongespräch mit der Botschaft, 
daß inzwischen der direkte Kontakt mit den Entführern hergestellt 
sei, das Gespräch mit den Rebellen aber erst am nächsten Tag erfol- 
gen könne. 

Die Botschaft wird durch einen Leichenbestatter unterrichtet, daß eine 
Leiche gefunden worden sei, bei der es sich mutmaßlich um den Bot- 
schafter handele. 

Der Geschäftsträger fährt zum Fundort, der nach Feststellung der 
Polizei später ‘auch als Tatort bezeichnet wird, und stellt fest, daß es 
sich bei der Leiche um den toten Botschafter Graf von Spreti handelt 
(22.30 Uhr OZ). 


Mitteilung an Zentrale über Tod des Botschafters. 


ANLAGEN 

Botschaft des Bundeskanzlers an das guatemaltekische Volk 

Botschaft des Bundeskanzlers an Staatspräsident Mendez Montenegro 

Botschaft des Bundesministers des Auswärtigen an Außenminister Fuentes Mohr 

Erklärung des Bundesministers des Auswärtigen gegenüber Staatspräsident 
Mendez Montenegro in Guatemala 

Erklärung des Bundesministers des Auswärtigen gegenüber Außenminister 
Fuentes Mohr in Guatemala 
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Anlage 1 


Botschaft des Bundeskanzlers an das guatemaltekische Volk 

Im Namen der Menschlichkeit appelliere ich an das Volk von Gua- 
temala, innenpolitische Auseinandersetzungen zurückzustellen und 
seinen Beitrag dazu zu leisten, das Leben eines unschuldigen Diplo- 
maten zu schützen. Vor der Weltöffentlichkeit richte ich die dringende 
Bitte an alle für die tragische Entwicklung im Zusammenhang mit der 
Entführung unseres Botschafters Graf Spreti Verantwortlichen, das 
Äußerste zu tun, um die Freilassung des Gefangenen zu bewirken. 
Ich appelliere an das Verständnis aller, die Menschenwürde und das 
Recht auf persönliche Freiheit zu schützen und die Beziehungen von 
Staaten untereinander nicht durch Maßnahmen oder Unterlassungen 
zu gefährden, welche das friedliche Nebeneinander von Völkern auf 
die Dauer zu vergiften und zu gefährden vermögen. 
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Anlage 2 


Botschaft des Bundeskanzlers an Staatspräsident Mendez Montenegro 

Mit großer Beunruhigung verfolge ich — und mit mir die Bevölke- 
rung der Bundesrepublik Deutschland — das Schicksal des deutschen 
Botschafters Graf von Spreti. Ich bin äußerst besorgt über die Ent- 
wicklung der letzten Stunden. Leider verstärkt sich der Eindruck, daß 
die Regierung von Guatemala nicht alle Möglichkeiten ausschöpft, 
um die Freilassung des Botschafters zu erreichen. Deshalb appelliere 
ich persönlich an Sie, auf alle verantwortlichen Stellen Ihres Landes 
einzuwirken, daß die Bemühungen um eine Freilassung des deutschen 
Botschafters verstärkt werden. Dies ist ein Gebot der Pflichten, die 
jede Regierung hinsichtlich des Schutzes der bei ihr akkreditierten 
diplomatischen Vertreter übernommen hat. Es ist nicht weniger ein 
Gebot der Menschlichkeit. Ich bin bis Montag nacht in El Paso — Texas 
(Fort Bliss) zu erreichen und wäre Ihnen für ein baldige Antwort 
dankbar. 

Willy Brandt 

Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland 
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Anlage 3 


Botschaft des Bundesministers des Auswärtigen 
an Außenminister Fuentes Mohr 

Die bisherige Ergebnislosigkeit der Bemühungen, die Freilassung 
Graf Spretis zu erwirken, erfüllt das deutsche Volk und die Bundes- 
regierung mit größter Sorge. Ein Scheitern dieser Bemühungen würde 
notwendigerweise zu einer ernsthaften Belastung zwischen unseren in 
traditioneller Freundschaft verbundenen Völkern führen. Ich appel- 
liere daher an Euer Exzellenz und die guatemaltekische Regierung, 
alle Schritte zu ergreifen und alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um 
die baldige Rückkehr des deutschen Botschafters in die Freiheit her- 
beizuführen. 

Nach Lage der Dinge liegt es in der Hand Ihrer Regierung, den völ- 
kerrechtlichen Grundsätzen, die durch die Entführung Graf Spretis 
auf das gröblichste verletzt worden sind, Genüge zu tun. Es ist daher 
weder der Weltöffentlichkeit noch dem deutschen Volk verständlich, 
daß Ihre Regierung sich nicht in der Lage sieht, durch entsprechende 
Angebote den Partisanen gegenüber die Freilassung des entführten 
deutschen Botschafters herbeizuführen. 

Ich darf Sie bitten, unseren Ihnen bereits mehrfach vorgetragenen 
Gesichtspunkten Rechnung zu tragen und nichts unversucht zu lassen, 
den von uns allen bejahten und bekräftigten Gesetzen der Mensch- 
lichkeit zur Geltung zu verhelfen. 

Scheel 
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Anlage 4 


Erklärung des Bundesministers des Auswärtigen 
gegenüber Staatspräsident Mendez Montenegro in Guatemala 

Herr Präsident, 

im Namen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland möchte 
ich Ihnen das Folgende bekanntgeben: 

Die Bundesregierung ist tief enttäuscht, daß es die Regierung von 
Guatemala abgelehnt hat, die gebotenen Maßnahmen zur Befreiung 
und Rettung des deutschen Botschafters Graf Spreti zu ergreifen. Wir 
verkennen nicht die Schwierigkeiten, in denen sich die Regierung von 
Guatemala befindet. Dennoch ist die Haltung, die die guatemalte- 
kische Regierung eingenommen hat, für die Bundesregierung nicht 
nur unverständlich, sondern sie sieht darin auch eine Verletzung des 
geltenden Völkerrechts. 

Im deutschen Volk herrscht tiefe Bestürzung und Verbitterung dar- 
über, daß die Regierung eines befreundeten Landes sich nicht bereit 
gefunden hat, den obersten Vertreter Deutschlands zu schützen und 
sein Leben zu retten. Dies wird von der deutschen Öffentlichkeit um 
so weniger verstanden, als die Regierung von Guatemala noch vor 
wenigen Wochen auf die Forderungen der Rebellen eingegangen ist, 
um ihren eigenen Außenminister auszulösen. 

Unsere Bestürzung wird von den Bürgern aller zivilisierten Nationen 
geteilt, die nicht verstehen, daß innenpolitische Kämpfe auf Kosten 
des Lebens unbeteiligter Vertreter befreundeter Nationen ausgetra- 
gen werden. Die Bundesregierung erwartet, daß die Mörder Graf 
Spretis ihrer gerechten Strafe zugeführt werden. Sie sieht sich außer- 
dem gezwungen, aus diesem Ereignis den Schluß zu ziehen, daß die 
Unversehrtheit ihrer in amtlichem Auftrag in Guatemala weilenden 
Vertreter zur Zeit nicht gewährleistet ist. Die Bundesregierung sieht 
sich daher verpflichtet, die zum Schutz ihrer Vertreter erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen. 

Unbeschadet der zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Guatemala bestehenden Beziehungen werden der Geschäfts- 
träger und weiteres Personal der Botschaft in Guatemala zurückge- 
zogen. 

(Guatemala, 10. April 1970, 11.00 Uhr OZ) 
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Anlage 5 


Erklärung des Bundesministers des Auswärtigen 
gegenüber Außenminister Fuentos Mohr in Guatemala 

Herr Minister, 

in Ihrem Land leben deutsche Bürger. Sie sind nach den erschüttern- 
den Vorfällen der jüngsten Vergangenheit mit Furcht und Sorge er- 
füllt. Die politischen Auseinandersetzungen haben die Form roher 
Gewalt angenommen. Aber Gewalt darf nicht Mittel der politischen 
Auseinandersetzung sein. Mord bleibt Verbrechen, auch wenn er poli- 
tisch motiviert wird. 

Im Namen der Bundesregierung richte ich den eindringlichen Appell 
an die guatemaltekische Regierung und an das guatemaltekische 
Volk, Leben, Gesundheit und Eigentum dieser deutschen Mitbürger 
besser und wirksamer zu schützen. Gebieten Sie den sinnlosen Aus- 
schreitungen gegen Unschuldige Einhalt. Tragen Sie Sorge, daß diese 
Bürger ihrer Arbeit, die im gemeinsamen Interesse unserer beiden 
Völker liegt, in Ruhe und Frieden und ohne Angst nachgehen können. 
Die deutsche Öffentlichkeit erwartet, daß die Regierung von Guate- 
mala konkrete Maßnahmen ergreift, um aus den tragischen Ereignis- 
sen die notwendigen Konsequenzen zu ziehen. Die Weltöffentlichkeit 
schaut auf Ihr Land. Es geht darum, dem international anerkannten 
Gastrecht die unantastbare Stellung wiederzugeben, die zum gesitte- 
ten Zusammenleben der Völker unentbehrlich ist. 

(Guatemala, 10. April 1970, 13,15 Uhr OZ) 
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